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Dringlicher Antrag auf Erlass einer Allgemeinverfügung 

 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

 

die CSU-Stadtratsfraktion stellt folgenden dringlichen        

 

Antrag: 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, durch eine Allgemeinverfügung zu gewährleisten, 

dass bei nicht angezeigten Versammlungen der Gruppe „Letzte Generation“ oder 

ähnlichen Versammlungen zum Klimaprotest keine Fahrbahnen benutzt werden 

und sich teilnehmende Personen nicht ankleben, festketten, festbinden oder 

niederlassen dürfen. Diese Allgemeinverfügung soll zeitlich im rechtlich 

zulässigen Rahmen gelten. 

 

Begründung: 

 

Die CSU-Fraktion hat bereits am 18.07.2023 eine Anfrage zu möglichen Maßnahmen der 

Stadt Fürth gegen rechtswidrige Klimaproteste gestellt. Zusammengefasst lautete die 

Antwort der Verwaltung, dass zum Zeitpunkt der Anfrage keine Maßnahmen ergriffen 

werden könnten, da es noch nicht zu rechtswidrigen Protesten gekommen sei. 
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Heute haben sogenannte Klimaaktivisten an insgesamt drei Stellen im Stadtgebiet Fürth 

den Berufsverkehr rechtswidrig blockiert. Soweit sich der Presse entnehmen lässt, ist 

eine vorherige Anmeldung dieser Versammlungen nicht erfolgt. Zurecht ermittelt die 

Kriminalpolizei daher gegen die Beteiligten wegen Verstoßes gegen das 

Versammlungsgesetz. 

 

Dieses Vorgehen der sogenannten Aktivisten, die wohl sorgfältig die Einhaltung der 

Nürnberger Allgemeinverfügung an der Stadtgrenze beachtet haben, zeigt, dass diese 

die Spielregeln unseres Rechtsstaates nicht einhalten wollen. Vielmehr machen diese 

deutlich, sich auch zukünftig über die rechtlichen Rahmenbedingungen für legitime 

Demonstrationen hinwegsetzen zu wollen. Die vorsätzliche Nichtanzeige von 

Versammlungen stellt nicht nur einen vorsätzlichen Verstoß gegen gesetzliche 

Vorschriften dar, sondern eine erhebliche Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung. 

 

Um hier der Polizei und den Ordnungskräften eine Handhabe zur schnellen 

Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu geben, halten wir den 

Erlass einer Allgemeinverfügung mit dem genannten Inhalt für erforderlich und geboten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

  gez.      

Max Ammon     Dr. Michael Au 

Fraktionsvorsitzender   Stadtrat 


